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Kein Ersatz für
verschwundenes Gold
Jemandwar Erbe einer Samm-
lung von 238 Stück Vierfach-
Dukaten mit einem seinerzeiti-
gen Ankaufswert von 210.000
Euro. Dieser„Goldschatz“wur-
de in der Todesfallaufnahme
als Verlassenschaftsvermögen
eingetragen. Die Dukaten wur-
den im Tresor des Notars, der
als Gerichtskommissär im Ver-
lassenschaftsverfahren ein-
schritt aufbewahrt. Nur dem
Notar war die Zahlenkombina-
tion bekannt und auch nur er
verfügte über den Schlüssel
zum Tresor. 2 Jahre später er-
folgte ein Erbteilungsüberein-
kommen. Gemäß diesem durf-
te der Erbe die Golddukaten
übernehmen. Der Notar über-
gab die Golddukaten nicht
gleich, sondern wollte die
Rechtskraft des Einantwor-
tungsbeschlusses abwarten.
Nach weiteren 3 Jahren, 5 Jah-

re nach der Todesfallaufnahme
war es soweit. Die Dukatenwa-
ren jedochnicht auffindbar.Der
Notar vertröstete den Erben,
abAugust 2011 alle 3Monate je
36 Dukaten auszufolgen. Die
letzte Übergabe hätte im Jän-
ner 2013 mit 32 Stück stattfin-
den sollen. Der Erbe vertraute
auf diese schriftliche Zusage
und erstattete weder eine Mel-
dung bei der Notariatskammer

RechtsanwaltMag.Michael Lusczak verfügt über detaillierte Kenntnisse dieser speziellen Fälle.

noch eine Anzeige. Die Verein-
barung funktioniert nur aber
soweit, dass in etwa 60 % die-
ser Verpflichtung erfüllt wur-
den, danach verstarb der vor-
malige Gerichtskommissär.
Aus dessen Erbschaft war
nichts für den Erben zu gewin-
nen, da dieVerlassenschaft des
Notars überschuldet war. Da-
her klagte der Erbe die Repub-
lik, weil der Notar als Gerichts-

BezahlteAnzeige

kommissär fürdenStaat einge-
schritten war. Das Gericht wies
die Amtshaftungsansprüche
wegen Verjährung zurück. Die
Verjährung wäre weit vor der
Klagserhebung im Jahr 2019
bei Bekanntsein ab 2011 einge-
treten eine längere Frist käme,
weil damals keine Anzeige er-
stattetwurdenicht zumTragen.
Auch aus derVerpflichtung des
Notars zur Rückzahlung war
nichts zu gewinnen, weil das
Amtshaftungsgesetz derartige
Fälle ausschließt. Auch aus Be-
rufshaftpflichtversicherung
war wegen des Einschreitens
des Notars für den Staat eben-
falls nichts zu erlangen. So
blieb dem Erben nur der Weg
zum Härtefonds der Notariats-
kammer, aus welchem 15 Jah-
re nach dem Bekanntwerden
desGoldschatzesein teilweiser
Ersatz erfolgte.

WIENER NEUSTADT Erstmals gibt
es einen groben Zeitplan für die
seit Jahrzehnten geplante Ost-
umfahrung: Laut FPÖ-Ver-
kehrslandesrat Udo Landbauer
soll im Herbst mit dem Bau der
Straße zwischen Wiener Neu-
stadt (Knoten S4) und Lichten-
wörth (Hofer Mühle) begonnen
werden. Bis Juni 2027 soll die
Ostumfahrung fertig sein. „Die
Maßnahme steht für Verkehrs-
sicherheit und bringt eine mas-
sive Entlastung des städtischen
Verkehrs. Durch die direkte An-
bindung an das neue Landeskli-
nikum bringt der Ringschluss
eine massive Verbesserung und
Verkürzung der Fahrzeiten für
die Einsatzkräfte“, betont Udo
Landbauer (FPÖ). Auch Wiener
Neustadts ÖVP-Bügermeister
Klaus Schneeberger ist sich si-
cher: „Dies bedeutet für die
Menschen in der Stadt eine
massive Entlastung der Nestro-

Baustart im Herbst,
Gegner geben nicht auf
Baustart für umstrittenes Verkehrsprojekt im Herbst, die
Fertigstellung für 2027 geplant. Wissenschafter sprechen
sich gegen die Straße aus.

ystraße, eine Verbesserung für
die Einsatzorganisationen und
die lokale Wirtschaft sowie die
Möglichkeit einer kompletten
Umgestaltung der Grazer Stra-
ße zu einem begrünten und ver-
kehrsberuhigten Boulevard,
wodurch auch die Innenstadt
gestärkt wird.“ Besonders wich-
tig ist Schneeberger laut einer
Aussendung, dass es „zwischen
Lichtenwörth und Wiener Neu-
stadt neue Radwegeverbindun-
gen geben wird und das gesam-
te Projekt gemäß der moderns-
ten und höchsten
Umweltschutzmaßnahmen er-
richtet wird. Lichtenwörths
ÖVP-Bürgermeister Manuel Zu-
sag zur Ostumfahrung: „Wir ha-
ben stets betont, dass im Zuge
der Realisierung der Ostumfah-
rung für unsere Gemeinde es-
senzielle Schutz- und Begleit-
maßnahmen wie eine bepflanz-
te Lärmschutzwand im
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Gemeindegebiet, ein neues Be-
gleitwegenetz für einen siche-
ren Radverkehr zwischen Licht-
enwörth und Wiener Neustadt
sowie zur Bewirtschaftung der
Felder durch unsere Bauern ge-
setzt werden müssen.“

Umfahrungsgegner
lassen nicht locker
Am Samstag machten die Geg-
ner mobil. Die Wissenschaftler
Franz Essl (Uni Wien), Reinhard
Steurer (BOKU) und Günter Em-
berger (TU Wien) waren in dem
von der Ostumfahrung bedroh-
ten Naturschutzgebiet Fischa-
Au bei Lichtenwörth gekom-
men. Franz Essl, Biodiversitäts-
forscher an der Uni-Wien und
Wissenschaftler des Jahres
2022: „Der Neubau hochrangi-
ger Straßen ist in Zeiten der Kli-
makrise ein nicht mehr zeitge-
mäßes Erbe des fossilen Zeit-
alters. Statt Naturzerstörung
und Schaffung neuer Verkehrs-
lawinen durch die Ost-Umfah-
rung braucht es dringend ein
anderes Verkehrskonzept für
Wiener Neustadt.“ Reinhard
Steurer, Klimapolitikexperte der
Universität für Bodenkultur, be-
zeichnete die Ostumfahrung als
ein „aus der Zeit gefallenes Pro-
jekt“, das für mehr Verkehr sor-
gen würde. „Wir tun alles für die
Abhängigkeit von fossiler Ener-
gie und dafür ist der Straßenbau
das beste Beispiel.“ Günter Em-
berger, Leiter des Forschungs-
bereichs Verkehrsplanung und
Verkehrstechnik der Techni-
schen Universität Wien, zeigte

sich erschüttert darüber „wie
die Trasse verläuft und wie
überdimensioniert die Straßen
hier geplant sind“. Er prophe-
zeit, dass 40 bis 60 Millionen
Euro für ein Projekt ausgegeben
werden, „das in Zukunft keine
Chancen hat“. Irene Nemeth von
der Bürger:inneninitiative „Ver-
nunft statt Ostumfahrung“:
„Bereits seit annähernd vier Jah-
ren weisen wir auf die Fakten
hin, die von renommierten Wis-
senschaftlern untermauert wer-
den. Wenn die Politik nicht ent-
sprechend handelt, ist es nicht
verwunderlich, dass die Zivilbe-
völkerung mit unterschiedlichs-
ten Protestformen reagiert.“

Für das Verkehrsprojekt
gibt es eine positive Umweltver-
träglichkeitsprüfung. Gegen
acht Grundstückseigentümer,
die ihre Flächen nicht hergeben
wollen, wurde ein Enteignungs-
verfahren eingeleitet. Aktuell
gibt es in Wiener Neustadt und
Lichtenwörth Bürgerinitiativen,
die eine Volksbefragung zur
Ostumfahrung wollen.


Verkehrslan-
desrat Udo
Landabauer:
„Die Maßnah-
me steht für
Verkehrssi-
cherheit.“
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Bürgermeis-
ter Klaus
schneeber-
ger: „Umfah-
rung massive
Entlastung
für Nestroy-
straße.“
Foto: Baldauf

 Martina Feirer, Michaela Daniel, Günter Emberger, Irene Nemeth, Reinhard
Steurer und Franz Essl.

WIENER NEUSTADT Noch vor gut
einem Jahr befand sich die
Gründung des Projekts „Familie
im Zentrum“ mitten in der Pla-
nungsphase. „Wir hatten ganz
viele Ideen, aber keinen konkre-
ten Plan. Das einzige was uns
klar war, dass wir mit Familien
arbeiten wollen und mit den
Mitgliedern der LGBTQIA+
Community“, so Yvonne Jouja.
Mittlerweile bieten die Gründe-
rinnen Yvonne Jouja, Evelin

Angebot wird
erweitert
Am Tag der offenen Tür präsentierte das
Projekt „Familie im Zentrum“.

Schwarz und Claudia Stummer
ein umfassendes Angebot an:
Von verschiedenen Austausch-
gruppen für Väter und Mitglie-
dern der queeren Community
bis zu motopädagogischen
Gruppen zur Entwicklungsför-
derung von Kindern und Ju-
gendlichen, Eltern-Kind-Cafés
und diversen Workshops.
Neben der Qualifikation in psy-
chosozialer Beratung und
Supervision verfügen die Bera-

terinnen über pädagogisches
Fachwissen, Kenntnisse aus
dem Bereich der psychiatri-
schen Gesundheits- und Kran-
kenpflege sowie eine Expertise
in Motopädagogik. Darüber hi-
naus bringen sie wertvolle Er-
fahrungen als Mütter mit, wel-
che in ihre vielfältigen Angebote
einfließen. „Es ist für uns eine
Herzensangelegenheit mit die-
ser Zielgruppe zu arbeiten – es
gibt Bedarf für sicheren Aus-
tausch und einen geschützten
Rahmen für die Förderung
unserer Kinder“, so Jouja.

Neben dem eigenen Ange-
bot sind am Institut Klosterer
verschiedene Therapeuten, Psy-
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chologen und die Beratung im
Zentrum ansässig. Somit kön-
nen die Klientinnen und Klien-
ten, die noch mehr Unterstüt-
zung brauchen, direkt weiter-
verwiesen werden.

Zukünftig soll die Arbeit
durch die Zusammenarbeit mit
medizinischem Fachpersonal
und anderen sozialen Einrich-
tungen ergänzt werden. Außer-
dem sind Austauschgruppen für
Eltern mit älteren Kindern, Kin-
dern mit besonderen Bedürfnis-
sen und für Angehörige von psy-
chisch Kranken geplant, um
untereinander Erwartungen
und Ängste austauschen zu
können.

 SPÖ-Stadträtin Sabine Bugnar, die Beraterinnen Evelin Schwarz, Yvonne Jou-
ja, Claudia Stummer und ÖVP-Gemeinderätin Gerlinde Buchinger.
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